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Gesetzentwurf 

der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

Entwurf eines Kunststoffverpackungsteuergesetzes 
(KunststoffVStG) 

A. Problem und Ziel

Mit dem Kabinettbeschluss vom 6. Juli 2026 zum Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 
2027 und zum Finanzplan bis 2030 hat sich die Bundesregierung darauf verständigt, zur 
weiteren Konsolidierung des Bundeshaushalts eine Plastiksteuer einzuführen. Mit einer 
Verbrauchsteuer auf Kunststoffverpackungen soll dauerhaft ein Betrag in Höhe des EU-
Eigenmittelbeitrags für den Bundeshaushalt vereinnahmt werden. Die Steuer dient darüber 
hinaus der Stärkung der Einnahmebasis des Bundeshaushalts. 

B. Lösung

Mit dem Gesetzentwurf wird eine Verbrauchsteuer auf Kunststoffverpackungen eingeführt, 
die bei der Gewinnung, dem Verbringen oder der Einfuhr entsprechender Verpackungen 
ansetzt und sich nach dem in der Kunststoffverpackung enthaltenem Gewicht an Kunststoff 
bemisst. Mit der Steuer sollen zusätzliche Einnahmen für den Bundeshaushalt generiert 
werden. Sie kann zugleich zur Verringerung des Verbrauchs von Kunststoffverpackungen 
beitragen. Mit dem steuerlichen Preissignal wird ein Impuls für einen verminderten Einsatz von 
Kunststoffverpackungen gesetzt. Die Bundesregierung wird Rezyklate unterstützen, indem sie die 
Steuer für Kunststoffverpackungen aus recyceltem Kunststoff von der Steuer entlasten wird. Dafür 
muss auch ein Nachweissystem im Verpackungsrecht (once-only) geschaffen werden. 

C. Alternativen

Keine. Die Alternative, von der Einführung einer Verbrauchsteuer auf 
Kunststoffverpackungen abzusehen, würde die mit dem Gesetzentwurf verfolgten Ziele 
nicht erreichen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Im Einzelplan 08 (Bundesministerium der Finanzen, Zollverwaltung und dem ITZBund) 
entstehen durch das Gesetz im Finanzplanungszeitraum 2026 – 2029 insgesamt Ausgaben 
in Höhe von 283.521.000 Euro. Im Einzelnen entsteht im Jahr 2026 einmaliger 
Umstellungsaufwand in Höhe von 3.625.000 Euro sowie laufender Aufwand in Höhe von 
632.000 Euro. Im Jahr 2027 wird mit einmaligem Aufwand in Höhe von 9.093.000 Euro und 
jährlichem Aufwand in Höhe von 56.191.000 Euro gerechnet. Im Jahr 2028 entsteht 
einmaliger Aufwand in Höhe von 4.874.000 Euro und jährlicher Aufwand in Höhe von 
105.528.000 Euro. Ab dem Jahr 2029 fällt jährlicher Aufwand in Höhe von 103.578.000 
Euro an.  

Dem Bund entstehen zudem Steuermehr-/-mindereinnahmen wie folgt: 

(Steuermehr- und -mindereinnahmen (–) in Mio. Euro) 
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Gebietskörper-
schaft 

volle Jahreswirkung1) 

2027 2028 2029 2030 2031 

Insgesamt 805 1.485 1.460 1.440 1.415 

Bund 805 1.485 1.460 1.440 1.415 

Länder - - - - - 

Gemeinden - - - - - 

 Kassenjahr 

 2027 2028 2029 2030 2031 

Insgesamt 670 1.505 1.460 1.440 1.415 

Bund 670 1.505 1.460 1.440 1.415 

Länder - - - - - 

Gemeinden - - - - - 

1) Wirkung im Veranlagungsjahr 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Es entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft  

Durch das Gesetz entsteht für die Wirtschaft ein einmaliger aus Bürokratiekosten 
bestehender Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 8.837.000 Euro. Der jährlich zu 
erwartende Mehraufwand für die Wirtschaft beträgt rund 44.103.000 Euro, der sich 
vollständig aus dem Aufwuchs von Bürokratiekosten aus Informationspflichten ergibt. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Zollverwaltung entsteht im Jahr 2027 einmaliger Erfüllungsaufwand in Höhe von 
rund 8.321.000 Euro. Der jährliche Personalmehraufwand für die Zollverwaltung beträgt 
rund 44.175.000 Euro. Für das ITZBund entsteht jährlicher Personalaufwand von rund 
1.865.000 Euro. Es entstehen der Zollverwaltung einmalige Sachkosten in Höhe von rund 
10.497.000 Euro und jährliche Sachkosten in Höhe von 3.734.000 Euro. Dem ITZBund 
entstehen einmalige Sachkosten in Höhe von rund 7.370.000 Euro und jährliche 
Sachkosten in Höhe von 1.080.000 Euro. 

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind zu erwarten. Die Ausgestaltung der 
Kunststoffverpackungsteuer als Verbrauchsteuer ist darauf angelegt, dass die 
Steuerschuldner die Belastung auf den Endkunden überwälzen.  
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a) die Voraussetzungen für die Gewährung der Steuerentlastungen einschließlich der 
Begriffe näher zu bestimmen sowie das Verfahren zu regeln sowie Vorschriften 
über die zum Zwecke der Steuerentlastung erforderlichen Angaben und 
Nachweise einschließlich ihrer Aufbewahrung zu erlassen, 

b) zu bestimmen, dass der Anspruch auf Steuerentlastung innerhalb bestimmter 
Fristen geltend zu machen ist, 

c) die Verwendung, das Verbringen und die Ausfuhr aus dem Steuergebiet von 
steuerfreien Kunststoffverpackungen unter Verzicht auf eine förmliche 
Einzelerlaubnis allgemein zu regeln, 

d) dass zur Sicherung des Steueraufkommens notwendige Verfahren nach § 10 zu 
regeln. 

e) zur Sicherung des Steueraufkommens für die Steuerentlastungen nach § 10 eine 
für den Entlastungsberechtigten ausgestellte Versteuerungsbestätigung des 
Steuerschuldners vorzuschreiben, 

f) zur Verwaltungsvereinfachung Mindestmengen an Kunststoffverpackungen 
vorzuschreiben, für die eine Steuerentlastung beantragt werden kann. 

7. in Durchführung völkerrechtlicher Übereinkünfte  

a) zum Zweck der Umsetzung der  

aa) einer Truppe sowie deren zivilem Gefolge oder den Mitgliedern einer Truppe 
oder deren zivilem Gefolge sowie den Angehörigen dieser Personen nach 
Artikel XI des NATO-Truppenstatuts und den Artikeln 65 bis 67 des 
Zusatzabkommens, 

bb) nach Artikel XI des NATO-Truppenstatuts und Artikel 15 des 
Ergänzungsabkommens oder 

cc) nach den Artikeln III bis VI des Abkommens zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 15. Oktober 
1954 über die von der Bundesrepublik zu gewährenden 
Abgabenvergünstigungen für die von den Vereinigten Staaten im Interesse 
der gemeinsamen Verteidigung geleisteten Ausgaben (BGBl. 1955 II S. 821, 
823) in der jeweils geltenden Fassung 

gewährten Steuerentlastungen Vorschriften, insbesondere zum Verfahren, zu 
erlassen, 

b) Kunststoffverpackungen, die zur Verwendung durch diplomatische Missionen und 
konsularische Vertretungen bestimmt sind, nicht zu besteuern oder eine 
entrichtete Steuer zu vergüten und die notwendigen Verfahrensvorschriften zu 
erlassen, 

c) Steuerbefreiungen, die durch internationale Übereinkommen für internationale 
Einrichtungen und deren Mitglieder vorgesehen sind, näher zu regeln und 
insbesondere das Steuerverfahren zu bestimmen, 

d) zur Sicherung des Steueraufkommens anzuordnen, dass bei einem Missbrauch 
der nach den Buchstaben a bis c gewährten Steuerbefreiungen für alle daran 
Beteiligten die Steuer entsteht; 



 - 14 - Bearbeitungsstand: 30.09.2026  16:24 

8. die Steuerbefreiungen, die für Tätigkeiten der Union im Zusammenhang mit der 
Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik vorgesehen sind, näher zu 
regeln sowie das Steuerverfahren zu bestimmen und zur Sicherung des 
Steueraufkommens anzuordnen, dass bei einem Missbrauch der gewährten 
Steuerbefreiungen für alle daran Beteiligten die Steuer entsteht; 

9. im Fall der zollrechtlichen Einfuhr Steuerfreiheit für Kunststoffverpackungen, soweit 
dadurch nicht unangemessene Steuervorteile entstehen, unter den Voraussetzungen 
anzuordnen, unter denen sie nach der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 des Rates 
vom 16. November 2009 über das gemeinschaftliche System der Zollbefreiungen 
(ABl. L 324 vom 10.12.2009, S. 23) in der jeweils geltenden Fassung und anderen 
von der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union erlassenen 
Rechtsvorschriften vom Zoll befreit werden können, und die notwendigen 
Verfahrensvorschriften zu erlassen und zur Sicherung des Steueraufkommens 
anzuordnen, dass bei einem Missbrauch für alle daran Beteiligten die Steuer entsteht; 

10. im Benehmen mit dem Bundesministerium des Innern alternativ zur qualifizierten 
elektronischen Signatur ein anderes sicheres Verfahren zuzulassen, das den 
Datenübermittler authentifiziert und die Vertraulichkeit und Integrität des elektronisch 
übermittelten Datensatzes gewährleistet. § 87a Absatz 6 Satz 2 der Abgabenordnung 
gilt entsprechend. In der Rechtsverordnung können auch Ausnahmen von der Pflicht 
zur Verwendung des nach § 87a Absatz 6 Satz 1 zugelassenen Verfahrens 
vorgesehen werden. Die Datenübermittlung kann in der Rechtsverordnung auch 
durch Verweis auf Veröffentlichungen sachverständiger Stellen geregelt werden. 
Hierbei sind das Datum der Veröffentlichung, die Bezugsquelle und eine Stelle zu 
bezeichnen, bei der die Veröffentlichung archivmäßig gesichert niedergelegt ist; 

11. zur Verfahrensvereinfachung zu bestimmen, dass in diesem Gesetz oder einer auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnung vorgesehene Steuererklärungen oder 
sonstige Erklärungen, Steueranmeldungen, Anträge, Anzeigen, Mitteilungen, 
Nachweise oder sonstige Daten, die für das Verfahren erforderlich sind, ganz oder 
teilweise durch Datenfernübertragung zu übermitteln sind oder übermittelt werden 
können, und dabei insbesondere Folgendes zu regeln:  

a) die Voraussetzungen für die Anwendung des Verfahrens der 
Datenfernübertragung, 

b) das Nähere über Form, Verarbeitung und Sicherung der zu übermittelnden 
Daten, 

c) die Art und Weise der Übermittlung der Daten, 

d) die Zuständigkeit für die Entgegennahme der zu übermittelnden Daten, 

e) die Mitwirkungspflichten Dritter und deren Haftung, wenn auf Grund unrichtiger 
Erhebung, Verarbeitung oder Übermittlung der Daten Steuern verkürzt oder 
Steuervorteile erlangt werden, 

f) die Haftung des Datenübermittlers für verkürzte Steuern oder für zu Unrecht 
erlangte Steuervorteile, wenn der Datenübermittler sich keine Gewissheit über 
die Identität des Auftraggebers verschafft hat, 

g) den Umfang und die Form der für dieses Verfahren erforderlichen besonderen 
Erklärungspflichten des Steuerpflichtigen oder Antragstellers. 

Bei der Datenübermittlung ist ein sicheres Verfahren zu verwenden, das den 
Datenübermittler authentifiziert und die Vertraulichkeit und Integrität des elektronisch 
übermittelten Datensatzes gewährleistet. Die Datenübermittlung kann in der 



 - 15 - Bearbeitungsstand: 30.09.2026  16:24 

Rechtsverordnung auch durch Verweis auf Veröffentlichungen sachverständiger 
Stellen geregelt werden. Hierbei sind das Datum der Veröffentlichung, die 
Bezugsquelle und eine Stelle zu bezeichnen, bei der die Veröffentlichung archivmäßig 
gesichert niedergelegt ist. 

§ 14 

Anwendungsvorschriften 

(1) Dieses Gesetz findet auf alle Steuerentstehungstatbestände Anwendung, die nach 
dem 30. Juni 2027 verwirklicht werden. 

(2) Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes für mehr Gerechtigkeit durch die Stärkung der 
Zollverwaltung und die Bekämpfung der Finanzkriminalität nehmen die Hauptzollämter die 
Aufgaben und Befugnisse der jeweiligen Zolldirektionen wahr.  

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Artikel 1 tritt am 1. Januar 2027 in Kraft. 

EU-Rechtsakte: 

1. Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates vom 19. Dezember 2019 zur Festlegung des allgemeinen Ver-
brauchsteuersystems (Neufassung) (ABl. L 58 vom 27.2.2020, S. 4) 

2. Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomen-
klatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256 vom 7.9.1987, S. 1; L 341 vom 3.12.1987, S. 38; L 
378 vom 31.12.1987, S. 120; L 130 vom 26.5.1988, S. 42; L 151 vom 8.6.2016, S. 22), die zuletzt durch 
die Durchführungsverordnung (EU) 2025/1926 (ABl. L 1926 vom 31.10.2025, S. 1) geändert worden ist 

3. Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur 
Festlegung des Zollkodex der Union (ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1; L 287 vom 29.10.2013, S. 90; L 
267 vom 30.9.2016, S. 2), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/632 (ABl. L 111 vom 25.4.2019, S. 
54) geändert worden ist 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Mit dem Kabinettbeschluss vom 6. Juli 2026 zum Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 
2027 und zum Finanzplan bis 2030 hat sich die Bundesregierung darauf verständigt, zur 
weiteren Konsolidierung des Bundeshaushalts eine Plastiksteuer einzuführen. Mit einer 
Verbrauchsteuer auf Kunststoffverpackungen soll dauerhaft ein Betrag in Höhe des EU-
Eigenmittelbeitrags für den Bundeshaushalt vereinnahmt werden. Die Steuer dient der 
Erzielung von Einnahmen zur Deckung des Finanzbedarfs des Bundes und damit der 
Stärkung der Einnahmebasis des Bundeshaushalts. 

Der zunehmende Einsatz von Kunststoffverpackungen führt zu einem hohen Verbrauch von 
Ressourcen und einem erheblichen Aufkommen an Kunststoffverpackungsabfällen. Auf 
globaler, europäischer und nationaler Ebene sind bereits viele Maßnahmen getroffen 
worden, um das Aufkommen an Kunststoffverpackungen zu reduzieren. Dazu zählen das 
Plastikabkommen der Vereinten Nationen, welches derzeit verhandelt wird, die EU-
Einwegkunststoffrichtlinie und die gerade in Kraft getretene EU-Verpackungsverordnung. 
In Deutschland betrug das Aufkommen an Kunststoffverpackungsabfällen im Jahr 2023 
rund 3 Mio. Tonnen. Mit der Einführung einer Verbrauchsteuer auf Kunststoffverpackungen 
sollen ebenfalls Anreize geschaffen werden, den Verbrauch von Kunststoffverpackungen 
zu verringern. Zudem strebt die Bundesregierung an, eine Steuerentlastung für 
Kunststoffverpackungen aus recyceltem Kunststoff durch Rechtsverordnung einzuführen, 
um so den Einsatz von Rezyklaten zu stärken. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Mit dem Gesetzentwurf wird eine Verbrauchsteuer auf Kunststoffverpackungen eingeführt, 
die bei der Gewinnung, dem Verbringen oder der Einfuhr entsprechender Verpackungen 
ansetzt und sich nach dem in der Kunststoffverpackung enthaltenem Gewicht an Kunststoff 
bemisst. Der Kunststoffverpackungsteuer sollen Kunststoffverpackungen/-folien sowie 
Verbundverpackungen, sofern der Kunststoffanteil mehr als 5 % beträgt, unterliegen. 

Mit der Steuer sollen zusätzliche Einnahmen für den Bundeshaushalt generiert werden. Die 
Steuer kann zugleich zur Verringerung des Verbrauchs von Kunststoffverpackungen 
beitragen. Der Aufbau des Gesetzes orientiert sich an der bekannten 
Verbrauchsteuersystematik. Den Beteiligten, die bereits aus anderen Warenbereichen mit 
bundesweiten Verbrauchsteuern in Kontakt waren, haben daher einen leichteren Einstieg. 

III. Exekutiver Fußabdruck 

Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter oder beauftragte Dritte haben keinen 
wesentlichen Einfluss auf den Inhalt dieses Gesetzes genommen. 

IV. Alternativen 

Keine. 
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Die Alternative, von der Einführung einer Verbrauchsteuer auf Kunststoffverpackungen 
abzusehen, würde die mit dem Gesetzentwurf verfolgten Ziele nicht erreichen. 

V. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste 
Alternative in Verbindung mit Artikel 106 Absatz 1 Nummer 2 des Grundgesetzes. 

VI. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die Einführung des Kunststoffverpackungsteuergesetzes erfolgt unter Beachtung der 
Vorgaben des Unionsrechts, insbesondere der Verbrauchsteuersystemrichtlinie. 

VII. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Der Erstellung im Sinne der Rechts- und Verwaltungsvereinfachung wurde eine möglichst 
bürokratiearme Ausgestaltung zu Grunde gelegt. 

Statt der sonst im Verbrauchsteuerrecht vorgeschriebenen Erlaubnisse sind diese 
Regelungen als Anzeigepflicht ausgestaltet. Sofern die Handlungen wiederholt erfolgen, 
kann die zuständige Zolldirektion auf weitere Anzeigen verzichten. 

Auch die unentgeltliche Weitergabe von Kunststoffverpackungen an andere Privatpersonen 
ist von der Steuer befreit. Die Befreiung erfolgt, um private Kleinstmengen nicht der 
Besteuerung zu unterwerfen und die administrativen Pflichten für die Privatpersonen und 
die Verwaltung zu vermeiden. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Bundesregierung misst den Erfolg ihrer Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung 
anhand von bestimmten Indikatoren und darauf bezogenen Zielen, die sich in ihrer 
Systematik an den globalen Zielen für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development 
Goals, SDGs bzw. Ziele) der Vereinten Nationen orientieren. 

Die Kunststoffverpackungsteuer dient u.a. der Erzielung von Einnahmen zur Deckung des 
Finanzbedarfs des Bundes und damit der Stärkung der Einnahmebasis des 
Bundeshaushalts und begünstigt damit den Indikator 8.2 Staatsverschuldung: 
Staatsfinanzen konsolidieren. Jedoch könnte die Einführung einer neuen Steuer dem 
Indikator 8.4. (Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit) entgegenstehen. Zur Verringerung des 
Verbrauchs von Kunststoffverpackungen kann die Steuer beitragen. Dadurch wird der 
Indikatorbereich 12.1.ba (Globale Umweltinanspruchnahme durch den Konsum privater 
Haushalte – Rohstoffeinsatz) gefördert. Insgesamt entspricht das Gesetzgebungsvorhaben 
dem Prinzip 4 (Nachhaltiges Wirtschaften stärken). Der zunehmende Einsatz von 
Kunststoffverpackungen führt zu einem hohen Verbrauch von Ressourcen und einem 
erheblichen Aufkommen an Kunststoffverpackungsabfällen. Im Jahr 2023 betrug das 
Aufkommen an Kunststoffverpackungsabfällen rund 3 Mio. Tonnen. Mit der Einführung 
einer Verbrauchsteuer auf Kunststoffverpackungen sollen Anreize geschaffen werden, den 
Verbrauch von Kunststoffverpackungen zu verringern. 
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Im Einzelplan 08 (Bundesministerium der Finanzen, Zollverwaltung und dem ITZBund) 
entstehen durch das Gesetz im Finanzplanungszeitraum 2026 – 2029 insgesamt Ausgaben 
in Höhe von 283.521.000 Euro. Im Einzelnen entsteht im Jahr 2026 einmaliger 
Umstellungsaufwand in Höhe von 3.625.000 Euro sowie laufender Aufwand in Höhe von 
632.000 Euro. Im Jahr 2027 wird mit einmaligem Aufwand in Höhe von 9.093.000 Euro und 
jährlichem Aufwand in Höhe von 56.191.000 Euro gerechnet. Im Jahr 2028 entsteht 
einmaliger Aufwand in Höhe von 4.874.000 Euro und jährlicher Aufwand in Höhe von 
105.528.000 Euro. Ab dem Jahr 2029 fällt jährlicher Aufwand in Höhe von 103.578.000 
Euro an.  

Der Gesamtaufwand im Einzelplan 08 stellt sich wie folgt dar: 

Kapitel 
HH-Jahr 2026 2027 2028 2029 

Titel in T€ 

0812 
Tit. 422 01  312 312 312 

Tit. 511 01  98 98 98 

Summe   410 410 410 

0813 

Tit. 422 01  26.020 52.040 52.040 

Tit. 511 01  9.049 18.098 18.098 

Tit. 812 01  4.524 9.049 9.049 

Tit. 427 09  4.173 4.173  

Tit. 511 01 25 60 60 60 

Tit. 532 01 1.100 9.457 7.408 3.734 

Summe  1.125 53.284 90.828 82.981 

0816 

Tit. 422 01 190 560 1.730 2.723 

Tit. 511 01 59 178 535 832 

Tit. 812 01 30 89 267 416 

Tit. 511 01 300 440 580 580 

Tit. 532 01 1.000 1.480 500 500 

Tit. 812 02 1.500 1.450 700  

Summe  3.079 4.197 4.312 5.051 

0811 (BMF) 
0811 (Zoll) 

0811 (ITZBund) 

Tit. 634 03  113 113 113 

Tit. 634 03  7.125 14.250 14.250 

Tit. 634 03 53 155 489 773 

Summe  53 7.393 14.852 15.136 

Summe Epl. 08 / HH-Jahr  4.257 65.284 110.402 103.578 

anteiliger Umstellungsaufwand  3.625 9.093 4.874  

anteiliger laufender Aufwand  632 56.191 105.528 103.578 

Gesamtsumme Epl. 08 283.521 

Der jährliche Personalbedarf auf Grund der neuen Aufgabe beträgt für die Zollverwaltung 2 
Vollzeitäquivalente (VZÄ) hD, 536 VZÄ gD, 250 VZÄ mD. Beim ITZBund ergibt sich ein 
Personalbedarf von 2 VZÄ hD, 23 VZÄ gD, 3 VZÄ mD. Im Bundesministerium der Finanzen 
beträgt der Personalbedarf 1 VZÄ hD, 2 VZÄ gD. 

Dem Bund entstehen zudem Steuermehr-/-mindereinnahmen wie folgt: 
Kunststoffverpackungsteuergesetz 

(Steuermehr- / -mindereinnahmen (-) in Mio. €) 
Nr. Maßnahme Steuerart / 

Gebietskörper
schaft 

Volle Jahreswirkung¹ Kassenjahr 

2027 2028 2029 2030 2031 2027 2028 2029 2030 2031 
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1 
§§ 4, 6, 7, 8, 9, 
10 
KunststoffVStG 

Insg. +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 

  Versteuerung von 
Kunststoffverpac
kungen unter 
Berücksichtigung 
von Entlastungen 

KunststoffVStG +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 

             

  Bund +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 
  KunststoffVStG +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 

             

  Länder - - - - - - - - - - 
             

  Gem. - - - - - - - - - - 
  

 
           

  
 

           

                

2 
Finanzielle 
Auswirkungen 
insgesamt 

Insg. +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 

  
 

KunststoffVStG +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 

             

  Bund +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 

  KunststoffVStG +805 +1.485 +1.460 +1.440 +1.415 +670 +1.505 +1.460 +1.440 +1.415 

             

  Länder - - - - - - - - - - 

             

  Gem. - - - - - - - - - - 

  
 

                      

Anmerkungen:             
    

  

1) Wirkung im Veranlagungsjahr 

Es wird erwartet, dass die steuerbare Menge zunächst rund 3 Millionen Tonnen 
Kunststoffverpackungen im Jahr beträgt. Dabei ist davon auszugehen, dass diese 
steuerbare Menge im Zeitverlauf rückläufig ist. Die Steuererhebung erfolgt ab 1. Juli 2027. 
Die Fälligkeit für die Versteuerung erfolgt im August 2027, so dass die Kassenwirksamkeit 
in 2027 für 5 von 12 Monaten gegeben ist.  

4. Erfüllungsaufwand 

4.1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger ergibt sich kein Erfüllungsaufwand. 

4.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch das Gesetz entsteht für die Wirtschaft ein einmaliger aus Bürokratiekosten 
bestehender Erfüllungsaufwand in Höhe von rund 8.837.000 Euro. Der jährlich zu 
erwartende Mehraufwand für die Wirtschaft beträgt rund 44.103.000 Euro, der sich 
vollständig aus dem Aufwuchs von Bürokratiekosten aus Informationspflichten ergibt. 

Im Einzelnen: 




























